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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL
VOM 19. MAI 1976

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Wie in anderen Marktorganisationen ist
in der Gemeinsamen Marktorganisation
für Milch und Milcherzeugnisse (Ratsver­
ordnung Nr. 804/68 vom 27. Juni 1968,
ABl. 1968, L 148, S. 13) vorgesehen, daß
zur Ermöglichung der Ausfuhr der von
der Marktorganisation erfaßten Erzeug­
nisse — unter ihnen Butter — der Unter­
schied zwischen den Preisen in der Ge­

meinschaft und den Preisen, die im inter­
nationalen Handel gelten, durch eine Er­
stattung ausgeglichen werden kann (Art.
17). Dabei kann die Erstattung — wie es
in Artikel 17 Absatz 2 heißt — je nach
Bestimmung oder Bestimmungsgebiet
unterschiedlich sein.

Grundregeln für die Gewährung von Er­
stattungen bei der Ausfuhr von Milch
und Milcherzeugnissen und die Kriterien
für die Festsetzung der Erstattung sind in
der Ratsverordnung Nr. 876/68 vom 28.
Juni 1968 (ABl. 1968 L 155, S. 1) festge­
legt worden. Im einzelnen wird auf sie
später noch zurückzukommen sein. Jetzt
erwähne ich daraus nur den Artikel 5,
nach dem die Erstattung aufgrund eines
bei der Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags im voraus festgesetzt
werden kann. Außerdem ist Artikel 6 zu

nennen, dem zufolge die Erstattung bei
unterschiedlicher Festsetzung nach Be­
stimmungsgebieten gewährt wird, wenn
nachgewiesen wird, „daß das Erzeugnis
die Bestimmung oder das Bestimmungs­
gebiet erreicht hat, für die die Erstattung
festgesetzt worden war".

Darüber hinaus sind in diesem Zusam­

menhang die Durchführungsvorschriften
für die Ausfuhrerstattungen anzuführen,
die von der Kommission in der Verord­

nung Nr. 1041/67 vom 21. Dezember
1967 (ABl. 1967, Nr. 314, S. 9) festgelegt
worden sind. In ihrem Artikel 4 ist da-

von die Rede, die Mitgliedstaaten könn­
ten in bestimmten Fällen

„als Voraussetzung für die Zahlung der
Erstattung zusätzlich zu dem Nachweis,
daß das Erzeugnis das geographische Ge­
biet der Gemeinschaft verlassen hat, den
Nachweis fordern, daß das Erzeugnis in
ein drittes Land eingeführt worden ist
und, gegebenenfalls, unter welchen Be­
dingungen die Einfuhr stattgefunden
hat".

Artikel .8 schreibt in der Fassung, die er
durch die Verordnung Nr. 499/69 (ABl.
1969, L 69, S. 1) erhalten hat, vor, daß
der Antragsteller bestimmte Dokumente
vorzulegen hat, die die Ankunft im Be­
stimmungsland bestätigen. Darüber
hinaus bestimmt er:

„Die zuständigen staatlichen Behörden
können andere Urkunden als gleichwer­
tig anerkennen und ergänzende Beweis­
mittel anfordern. Sie unterrichten

hierüber alsbald die Kommission, die ih­
rerseits die anderen Mitgliedstaaten unver­
züglich davon in Kenntnis setzt."

Diese Vorschriften sind für einen beim

Finanzgericht Hamburg anhängigen
Rechtsstreit von Bedeutung, der von der
Firma Milch-, Fett- und Eierkontor
GmbH gegen das Hauptzollamt Ham­
burg-Jonas wegen Gewährung von Aus­
fuhrerstattung für Butter eingeleitet wor­
den ist. Im einzelnen ist zum Sachverhalt

noch folgendes zu sagen:

Die genannte Firma hat im September
1970 mit drei anderen Unternehmen,
unter ihnen mit der belgischen Firma
Corman, einen sogenannten Poolvertrag
zum Zwecke des Exports einer größeren
Menge Butter aus dem Besitz der deut­
schen Interventionsstelle abgeschlossen.
Alle beteiligten Firmen, die ihre recht­
liche und wirtschaftliche Selbständigkeit
behielten, sollten sich um den Absatz
von Butter in dritten Ländern bemühen.
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Aufgabe der Klägerin war es, Butter bei
der deutschen Interventionsstelle zu be­

schaffen, die notwendigen Ausfuhrlizen­
zen zu besorgen, Ausfuhrerstattungen im
voraus festsetzen zu lassen, die Exporte
vorzunehmen und die Zahlung der Erstat­
tung an sich selbst zu betreiben. Ge­
winne und Verluste aus den Exportge­
schäften sollten mehr den Poolmitglie­
dern aufgeteilt werden.

Dementsprechend ließ sich die Klägerin
am 2. September 1970 eine Ausfuhrli­
zenz mit vorausfixierter Erstattung für
bestimmte, in die Länder Marokko, Tune­
sien oder Algerien zu exportierende But­
termengen erteilen. Am 12. Januar 1971
verkaufte sie ein bestimmtes Quantum
Butter an die Firma Corman, das belgi­
sche Poolmitglied, und zwar zunächst
unter den Bedingungen „destination Afri­
que du Nord (MAROC)" sowie „la livrai­
son ne pas effectuer que sur quai Tan­
ger". Noch am gleichen Tag erfolgte die
Umstellung des Vertrages von fob Ham­
burg auf cif Casablanca oder Tanger und
die Umstellung des Chartervertrages mit
der beauftragten Reederei von Corman
auf die Klägerin. Die Ware verließ das
Gebiet der Gemeinschaft am 15. Februar

1971. An diesem Tage gab die Klägerin
auch für eine Menge von 750 Tonnen
Butter die Erklärung nach Artikel 1 Ab­
satz 1 der Verordnung Nr. 1041/67 ab,
d. h. sie bekundete ihren Willen, die Aus­
fuhr der Butter unter Inanspruchnahme
einer Erstattung vorzunehmen. Die Ware
wurde am 21. Februar 1971 in Casa­

blanca gelöscht, was dem Hauptzollamt
gegenüber am 2. März 1971 durch Vor­
lage der in Artikel 8 der Verordnung Nr.
1041/67 angeführten Dokumente nachge­
wiesen wurde.

Die Ware blieb jedoch nicht in Marokko,
sondern hat anscheinend Casablanca am
12. März 1971 mit einem anderen Schiff

und der Bestimmung Gdingen (Polen)
verlassen. Die Firma Corman hatte näm­
lich schon am 31. Dezember 1970 eine

bestimmte Menge Butter an ein anderes
belgisches Unternehmen ex quai Casa­
blanca ou Tanger verkauft. Diese Firma

ihrerseits hatte bereits am 23. Dezember

1970 eine bestimmte Buttermenge an
eine Prager Firma cif Gdingen veräußert.

In Anbetracht dieser Sachlage stellte sich
das zuständige Hauptzollamt auf den
Standpunkt, die für die Länder Marokko,
Algerien und Tunesien vorausfixierte Er­
stattung in Höhe von 501,42 DM pro
100 kg könne nicht gewährt werden, da
es am Nachweis eines Käufers in Ma­

rokko bzw. der Vermarktung in Marokko
fehle und da von vornherein klar gewe­
sen sei, daß die Ware für Polen bestimmt
gewesen sei. Weil außerdem die Gültig­
keit der Lizenz, die der Klägerin mit
einer Vorausfixierung für europäische
Drittländer — die Grunderstattung be­
trug danach 486,78 DM pro 100 kg —
erteilt worden war, zu der fraglichen Zeit
schon abgelaufen war, gewährte das
Hauptzollamt lediglich eine Erstattung
nach Maßgabe des am 15. Februar 1971
geltenden Satzes von 347,70 DM pro 100
kg.­

Dies gab dann Anlaß zur Einleitung
eines Verfahrens beim Finanzgericht
Hamburg.

In der Klageschrift vertrat die Firma
Milch-, Fett- und Eierkontor die Ansicht,
für die Gewährung einer besonderen Er­
stattung sei es nach Artikel 6 der Verord­
nung Nr. 876/68 nur erforderlich, daß
die Ware das Bestimmungsgebiet im
Sinne eines Eintreffens im Hoheitsgebiet
des betreffenden Staates erreicht habe.

Wie sich aus Artikel 2 der genannten Ver­
ordnung ergebe, werde die besondere Er­
stattung nämlich wegen höherer Heran­
führungskosten ausgeworfen. Der notwen­
dige Nachweis sei nach Artikel 8 der Ver­
ordnung Nr. 1041/67 zu erbringen. Da­
nach sei nur die Ankunft der Ware zu

belegen, während es auf die Abfertigung
zum freien Verkehr und den Nachweis
eines Käufers in dem betreffenden Be­

stimmungsgebiet nicht ankomme. Der
vom Hauptzollamt herangezogene Arti­
kel 4 der Verordnung Nr. 1041/67 sei in
Wahrheit nicht einschlägig. Der dort vor­
gesehene Einfuhrnachweis könne nicht
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zusätzlich zum Nachweis der Ankunft

verlangt werden. Außerdem müsse aner­
kannt werden, daß der Artikel 4 nicht
präzis genug sei, daß die in ihm genann­
ten Nachweise nur aufgrund einer EWG-
Verordnung verlangt werden könnten
und daß auch er in keinem Fall den

Nachweis der Vermarktung voraussetze.

Das beklagte Hauptzollamt beharrt dem­
gegenüber auf seinem Standpunkt. Es ver­
tritt die Meinung, daß es zu Recht einen
Nachweis über die Bedingungen der Ein­
fuhr nach Artikel 4 der Verordnung Nr.
1041/67, d.h. den Nachweis eines Ver­
kaufs an einen im Bestimmungsland an­
sässigen Käufer bzw. den Nachweis dafür
verlangt habe, daß die Ware in die Wirt­
schaft des Bestimmungslandes gelangt
sei. An einem solchen Nachweis fehle es,
weil die Ware nur durch Marokko durch­

geführt worden sei, und daher könne die
für dieses Land vorgesehene besondere
Erstattung nicht gewährt werden.

Das Finanzgericht setzte durch Beschluß
vom 13. November 1975 das Verfahren

aus und legte nach Artikel 177 des EWG-
Vertrages folgende Fragen zur Vorabent­
scheidung vor:
1. Ist Artikel 4 Abs. 1 der VO Nr.

1041/67 in der im Jahre 1971 gelten­
den Fassung, wonach die Mitgliedstaa­
ten u. a. aufgrund der Eigenschaft der
ausgeführten Waren oder in Anbe­
tracht der Ausfuhrmärkte in bestimm­
ten Fällen zusätzlich zu dem Nach­

weis, daß das Erzeugnis das geographi­
sche Gebiet der Gemeinschaft verlas­

sen hat, den Nachweis fordern kōn­
nen, daß das Erzeugnis in ein drittes
Land eingeführt worden ist, so auszule­
gen, daß als ein drittes Land auch das
Bestimmungsgebiet des Artikels 4 der
VO Nr. 876/68 angesehen werden
kann, für das eine Erstattung in unter­
schiedlicher Höhe festgesetzt worden
ist?

2. Bei Bejahung der Frage zu 1.:
Bedeutet das Tatbestandsmerkmal des

Artikels 4 Abs. 1 der VO Nr. 1041/67,
„daß das Erzeugnis in ein drittes Land
eingeführt worden ist", daß dieses Er-

zeugnis zollrechtlich in den freien Ver­
kehr überführt worden sein muß, oder
genügt es, daß die in einem Schiff ver­
ladene Ware in einem Hafen des

außereuropäischen Bestimmungsgebie­
tes gelöscht und nach Lagerung und
Umladung in ein anderes Schiff in ein
europäisches Drittland verbracht wird?

3. Bei Verneinung der Frage zu 1.:
Ist Artikel 6 Abs. 2 zweiter Unterhalb­

satz der VO Nr. 876/68, wonach bei
Anwendung des Artikels 4 die Erstat­
tung nach Maßgabe des Artikels 1 ge­
währt wird, „sofern nachgewiesen
wird, daß das Erzeugnis die Bestim­
mung oder das Bestimmungsgebiet
erreicht hat, für die die Erstattung fest­
gesetzt worden war", dahin auszule­
gen, daß die Ware im Bestimmungsge­
biet zollrechtlich in den freien Ver­

kehr überführt worden sein muß, oder
genügt es, daß die in einem Schiff ver­
ladene Ware in einem Hafen des

außereuropäischen Bestimmungsgebie­
tes gelöscht und nach Lagerung und
Umladung in ein anderes Schiff in ein
europäisches Drittland verbracht wird?

4. Bei Bejahung der zweiten Alternativ-
Frage zu 2. oder 3.:
Sind die Tatbestandsmerkmale, daß
das Erzeugnis in ein drittes Land über­
führt worden ist (Art. 4 Abs. 1 der VO
Nr. 1041/67) bzw. daß die Ware das
Bestimmungsgebiet erreicht hat (Art.
6 Abs. 2 der VO Nr. 876/68), auch
dann erfüllt, wenn die Ware aufgrund
der sie betreffenden Kaufverträge
schon vor Erfüllung der Ausfuhrzoll­
förmlichkeiten im Sinne des Artikels
1 Absatz 2 der VO Nr. 1041/67 end­

gültig nicht für das gemäß Artikel 6
Absatz 2 der VO Nr. 876/68 festge­
legte außereuropäische Bestimmungs­
gebiet, sondern für ein anderes euro­
päisches Drittland mit niedrigerem
Erstattungssatz bestimmt war, und
nach dem durch die Ausfuhrlizenz

bedingten Umwege über das außer­
europäische Drittland auch tatsächlich
dorthin verbracht worden ist?

5. Kommt es für die Auslegung der in
den Fragen 2, 3 und 4 erwähnten Arti­
kel 4 Absatz 1 der VO Nr. 1041/67
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und 6 Absatz 2 der VO Nr. 876/68
darauf an,
a) ob der exportierende Antragsteller

im maßgebenden Zeitpunkt von
der endgültigen Verbringung der
Ware in das europäische Drittland
Kenntnis hatte,

b) oder einer den an den Kaufverträ­
gen beteiligten Käufer und Verkäu­
fer der Ware im außereuropäischen
Bestimmungsgebiet bzw. Bestim­
mungsland ansässig war oder dort
eine Geschäftsfiliale hatte?

Zu diesen Fragen nehme ich wie folgt
Stellung:

1. Lassen Sie mich, ehe ich auf die Fra­
gen im einzelnen eingehe, einige Bemer­
kungen allgemeiner Art zu Sinn und
Zweck der Erstattungsregelung, den für
sie kennzeichnenden Faktoren und dem

danach erkennbaren Gesamtsystem ma­
chen. Sie sind meines Erachtens für die

Interpretation von Einzelbestimmungen
wertvoll, auch wenn es sich um Vorschrif­
ten handelt, die auf den ersten Blick
keine Auslegungsschwierigkeiten zu be­
reiten scheinen.

Aus Artikel 17 der Verordnung Nr.
804/68, den ich schon erwähnt habe, er­
gibt sich, daß die Erstattungen die Funk­
tion haben, Exporte auf der Grundlage
der Preise, die im internationalen Handel
gelten, zu ermöglichen. Das Ziel der Er­
stattungsregelung — dies kann den Erwä­
gungsgründen der Verordnung Nr.
876/68 entnommen werden — ist es, Er­
zeugnisse aus der Gemeinschaft auf drit­
ten Märkten preislich wettbewerbsfähig
zu machen und ihren Absatz zu sichern.

Soweit die Erstattung je nach Bestim­
mung oder Bestimmungsgebiet unter­
schiedlich sein kann, ist dafür die Erwä­
gung maßgebend, die Vermarktung von
Erzeugnissen aus der Gemeinschaft unter
Berücksichtigung besonderer Marktsitua­
tionen zu fördern, etwa weil die Gemein­
schaft ein handelspolitisches Interesse
daran hat, auf bestimmten Märkten prä­
sent zu sein.

Tatsächlich läßt sich die These, daß es
für die Erstattung auf die Marktverhält­
nisse ankommt, schon unter Hinweis auf
das Grundanliegen des Erstattungsrech­
tes, für einen Preisausgleich zu sorgen,
rechtfertigen. Wie die Kommission mit
Recht betont hat, kann es sich natürlich
nicht um irgendwelche abstrakten Preise
handeln, sondern um solche, die tatsäch­
lich auf Märkten gelten, einerseits auf
dem Markt der Gemeinschaft und an­
dererseits im internationalen Handel. Be­

sonders deutlich wird dies bei einer Be­

trachtung der Einzelvorschriften, die für
die Bemessung der Erstattungen gelten.
So schreibt Artikel 3 der Verordnung Nr.
876/68 für die Ermittlung der Preise im
internationalen Handel die Berücksichti­

gung „der tatsächlichen Preise auf den
Märkten der dritten Länder" und der

„günstigsten Einfuhrpreise in den dritten
Bestimmungsländern bei der Einfuhr aus
dritten Ländern" vor. Daneben sind auch

maßgebend die in den ausführenden drit­
ten Ländern festgestellten Erzeugerpreise,
gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der Subventionen, also solcher Maßnah­
men, die gezielter Absatzförderung die­
nen. In bezug auf die Differenzierung der
Erstattung nach Bestimmungsgebieten ist
in Artikel 4 ausdrücklich hervorgehoben,
daß sie erfolgen kann, wenn „die beson­
deren Erfordernisse bestimmter Märkte

dies notwendig machen". Damit ist mei­
nes Erachtens klar, daß in diesem Zusam­
menhang nicht nur — wie die Klägerin
meint — die Höhe der Heranführungsko­
sten von Bedeutung ist.

Diesem Bild entsprechen im übrigen
auch die Erwägungsgründe der Verord­
nung Nr. 1662/70 vom 14. August 1970
(ABl. 1970, L 181, S. 14) also der Verord­
nung, in der die für den Fall des Aus­
gangsrechtsstreites maßgeblichen Erstat­
tungen festgesetzt sind. Sie bringen
gleichfalls mit Klarheit zum Ausdruck,
daß in diesem Bereich ein Marktver­

gleich, eine Beurteilung der Marktdaten,
von entscheidender Bedeutung ist.

2. Wenn wir vor diesem Hintergrund
an die Auslegung der gemeinschafts-
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rechtlichen Bestimmungen gehen, die
für den vorlegenden Richter in Betracht
kommen, so ist zunächst zu untersuchen,
wie es sich mit Artikel 6 der Verordnung
Nr. 876/68 verhält. Danach wird bei An­

wendung des Artikels 4, d. h. wenn die
Erstattung je nach Bestimmungsgebiet in
unterschiedlicher Höhe festgesetzt wor­
den ist, die Erstattung gewährt, „sofern
nachgewiesen wird, daß das Erzeugnis
die Bestimmung oder das Bestimmungs­
gebiet erreicht hat, für die die Erstattung
festgesetzt worden war".

„Erreichen" bedeutet bei wörtlicher
Auslegung zumindest „ankommen".
Nach dem, was soeben über Sinn und
Zweck der Erstattungsregelung, ihr Ge­
samtsystem sowie die Gemeinschaftinter­
essen ausgeführt wurde, die dabei im
Spiele sind, kann es für mich aber kei­
nen Zweifel geben, daß es nicht nur auf
diesen Wortsinn ankommt, sondern daß
man weiter zu gehen hat: Man muß „er­
reichen" notwendigerweise auf den
Markt beziehen. Es ist also zu verlangen,
daß die betreffende Ware auf dem maßge­
benden Markt eine Rolle spielt, daß sie
auf dem Markt gehandelt wird und den
Marktgesetzen unterworfen wird, nach
deren Maßgabe die Erstattung ja festge­
setzt wurde.

Das ist sicherlich nicht der Fall — so

viel läßt sich ohne weiteres sagen —,
wenn die Waren im Hafen eines be­

stimmten Landes nur umgeladen werden,
wenn allenfalls ein Transitverkehr vor­

liegt. Vielmehr wird man die Ansicht der
Kommission als richtig anerkennen müs­
sen, daß entscheidende Voraussetzung
die Einfuhr in das betreffende Land ist.

Insofern kann man — wir werden auf die­
ses Element in einem anderen Zusam­

menhang noch einmal zurückkommen
— auf Artikel 3 der Verordnung Nr.
876/68 verweisen, nach dem es für die
Erstattung auf die „günstigsten Einfuhr­
preise in den dritten Bestimmungslän­
dern" ankommt. Auch ist interessant, daß
in den Erwägungsgründen dieser Verord-

nung, und zwar im Hinblick auf die Dif­
ferenzierung des Erstattungsbetrages
nach Bestimmung oder Bestimmungsge­
bieten, von den „besonderen Einfuhrbe­
dingungen einiger Bestimmungsländer
gesprochen wird.

In der Tat ist klar, daß der Markt eines
bestimmten Landes für Importwaren erst
durch die Erfüllung der Einfuhrzollförm­
lichkeiten eröffnet wird. Man kann somit

davon ausgehen, daß sie ein wichtiges
Indiz für die nach dem Erstattungsrecht
geforderte Vermarktung bilden. Mit
Recht hat die Kommission allerdings hin­
zugefügt, daß es sich nur um ein wider­
legbares Indiz handelt. Außerdem ist
wohl richtig, daß sich nicht generell und
abstrakt sagen läßt, welche Bedingungen
erfüllt sein müssen, damit der Markt
eines bestimmten Landes erreicht wird.

Es kommt dafür auf alle möglichen Um­
stände des Einzelfalles an; etwa kann von
Bedeutung sein, ob die Ausfuhr an ein
Unternehmen erfolgt, das in dem betref­
fenden Bestimmungsgebiet ansässig ist.

Diese These von der Maßgeblichkeit der
Einfuhr und der Vermarktung, zu der
schon die bisher angestellten Überlegun­
gen geführt haben, läßt sich im übrigen
auch nicht — wie es die Klägerin ver­
sucht hat — unter Hinweis auf eine Ant­

wort erschüttern, die die Kommission auf
eine parlamentarische Anfrage zu Betrü­
gereien beim Export aus der Gemein­
schaft gegeben hat (ABl. 1970, C 38, S.
1). In dieser Antwort ist bekanntlich die
Rede von dem Nachweis, „daß die Ware
das Bestimmungsland tatsächlich erreicht
hat", und es heißt im Anschluß daran
weiter: „Das weitere Schicksal der ausge­
führten Ware kann dann nicht mehr ver­

folgt werden." Diese Feststellung ist nach
Ansicht der Klägerin eine authentische
Interpretation der hier interessierenden
Erstattungsregeln. Sie folgert daraus, daß
nach der damals geltenden Rechtslage
eine Zollabfertigung zum freien Verkehr
und das Erreichen des Marktes des betref­

fenden Bestimmungslandes sowie ent­
sprechende Nachweise keine entschei­
dende Bedeutung gehabt hätten, eben
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weil sie von der Kommission nicht er­
wähnt worden seien. Dem wird man

schwerlich folgen können. Tatsächlich
würde auf diese Weise eine äußerst

knappe Antwort der Kommission auf
eine von mehreren Teilfragen, eine Ant­
wort, die gar nicht den Sinn haben kann,
die hier interessierende rechtliche Proble­

matik voll auszuschöpfen, eindeutig über­
bewertet.

Dagegen ist es umgekehrt von Interesse,
auf das Urteil der Rechtssache 6/71

(EuGH 28. Oktober 1971 — Rheinmüh­
len Düsseldorf/Einfuhr- und Vorratsstelle

für Getreide und Futtermittel — Slg.
1971, 837) hinzuweisen, das zu der an­
fänglich geltenden Erstattungsregelung
und zur Abgrenzung der Begriffe „Aus­
fuhr nach dritten Ländern" und „Ausfuhr
in andere Mitgliedstaaten" ergangen ist.
In diesem Urteil heißt es:

„Aus den Vorschriften und der Begrün­
dung der Verordnung Nr. 19 geht hervor,
daß die in der Verordnung vorgesehenen
Erstattungen dazu bestimmt waren, die
Preisunterschiede zwischen den beteilig­
ten Märkten auszugleichen. Folglich
setzte „die Ausfuhr nach dritten Ländern
im Sinne dieser Verordnung voraus, daß
die Ware auf dem Markt eines dritten

Staates gehandelt wurde, dort also zumin­
dest in den freien Verkehr gelangt sein
mußte."

Tatsächlich muß es — wie das Hauptzoll­
amt betont hat — bemerkenswert erschei­

nen, daß hier für den Begriff „Ausfuhr
nach dritten Ländern", bei dem der Ak­
zent eher auf dem Verlassen des Gemein­

schaftsgebietes liegt, maßgebend auf die
Abfertigung zum Freiverkehr und die
Marktberührung in dem dritten Staat ab­
gestellt wird. Wenn dies aber schon nach
der damals verwendeten Formulierung
richtig war, ist sicher nicht einzusehen,
wie man für die im Jahre 1971 gültige
Erstattungsregelung, der im Grunde die
gleiche Konzeption zugrunde liegt, in
der aber sogar von einem Erreichen des
Bestimmungsgebietes gesprochen wird,
geringere Anforderungen sollte gelten las­
sen können.

3. Für das Ausgangsverfahren von Inter­
esse sind sodann auch die Artikel 4 und

8 der Verordnung Nr. 1041/67 mit ihren
Regelungen über die Beweisanforderun­
gen im Erstattungsrecht.

a) Artikel 8 Absatz 1, der ausdrücklich
auf Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung
Nr. 876/68, also die Vorschrift über die
nach Bestimmungsgebieten differenzier­
ten Erstattungen Bezug nimmt, lautet in
der Fassung, die er durch die Kommis­
sionsverordnung Nr. 499/69 erhalten hat,
wie folgt:
„Für die Anwendung ... der Artikel 6
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnun­

gen (EWG) Nr. 876/68 und (EWG) Nr.
885/68 ... hat der Antragsteller eine Ab­
schrift des Transportpapiers sowie je
nach Wahl der zuständigen staatlichen
Behörden eine oder mehrere der folgen­
den Urkunden vorzulegen:
eine Abschrift des im Bestimmungsland
ausgestellten Zoll- oder Harendoku­
ments, eine Bescheinigung, die durch
eine amtliche Stelle eines der Mitglied­
staaten in diesem Land ausgestellt wor­
den ist, oder eine Bescheinigung, die
durch eine internationale fachliche Kon­

troll- und Überwachungsgesellschaft aus­
gestellt worden ist, wenn diese die An­
kunft im Bestimmungsland oder für die
betreffende Bestimmung bestätigen.

Die zuständigen staatlichen Behörden
können andere Urkunden als gleichwer­
tig anerkennen und ergänzende Beweis­
mittel anfordern. Sie unterrichten

hierüber alsbald die Kommission, die ih­
rerseits die anderen Mitgliedstaaten unver­
züglich davon in Kenntnis setzt."

Danach ist einmal klar, daß im Prinzip
die Ankunft der Ware nachgewiesen wer­
den muß, und zwar mit Hilfe bestimmter
ausdrücklich genannter Dokumente oder
mit Hilfe gleichwertiger Urkunden. Daß
dies als Grundsatz gilt, ist einleuchtend.
In der Regel nämlich erfolgt die Verbrin­
gung einer Ware in dritte Länder zur Ver­
marktung in diesen. Andererseits waren
die Schwierigkeiten zu berücksichtigen,
die sich im Bereich der Beweisanforde-
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rungen aus der Vielzahl der Bestim­
mungsländer mit ihrem unterschiedli­
chen Entwicklungsstand ergeben. Darauf
wird in den Erwägungsgründen der Ver­
ordnung Nr. 1041/67 mit dem Satz hin­
gewiesen:
„Da in Anbetracht der Verschiedenheiten
der Lage in den einführenden dritten
Ländern einheitliche Beweismittel zur

Zeit nicht vorgeschrieben werden kön­
nen, erscheint es angebracht, die Vorlage
von Dokumenten solcher Art genügen zu
lassen, daß sie eine sichere Gewähr für
die Ankunft der ausgeführten Waren an
der Bestimmung oder dem Bestimmungs­
gebiet darstellen, dabei aber den Handel
so wenig wie möglich behindern."

Es ist also durchaus verständlich, daß es
grundsätzlich auf die Ankunft ankom­
men soll, denn sie läßt sich in jedem Fall
leicht nachweisen, während die weitere
Verfolgung der Ware unter Umständen
beträchtliche Schwierigkeiten bereiten
kann.

Darüber hinaus ist freilich auch klar, daß
der zitierte Artikel 8 die zuständigen
staatlichen Behörden ermächtigt, „ergän­
zende Beweismittel" anzufordern. Dies

kann keineswegs — wie die Klägerin
meint — allein auf die Ankunft bezogen
werden, sind doch die ergänzenden Be­
weismittel im Anschluß an die ausdrück­

lich genannten Ankunftsnachweise und
im Anschluß an den Satzteil erwähnt,
nach dem die staatlichen Behörden an­

dere Urkunden als die ausdrücklich ge­
nannten als gleichwertigen Ankunftsnach­
weis anerkennen können. Man muß die

Wendung von den ergänzenden Beweis­
mitteln vielmehr, das hat die Kommis­
sion zu Recht unter Hinweis auf den

Sinn der Erstattungsregelung betont, auf
die Vermarktung beziehen. Es kann so­
mit dem Artikel 8 entnommen werden

— und danach erscheint die im Aus­

gangsverfahren zutage getretene Einstel­
lung des Hauptzollamts wohl gerechtfer­
tigt —, daß die Erstattungsbehörden der
Mitgliedstaaten immer dann, wenn sie
ernsthafte Zweifel an der Vermarktung
im Bestimmungsgebiet haben, wenn An-

haltspunkte für den Verdacht einer Er­
schleichung der Erstattung bestehen, be­
sondere Nachforschungen anstellen und
zusätzliche Beweise anfordern können.

b) Zu Artikel 4 der Verordnung Nr.
1041/67, auf dessen Bedeutung es danach
eigentlich gar nicht mehr entscheidend
ankommt, ist ferner folgendes zu bemer­
ken.

Ihm zufolge können die Mitgliedstaaten
in bestimmten Fällen

„in Anbetracht des Satzes der Erstattung
im Verhältnis zu dem der Abschöpfung,
aufgrund der Eigenschaften der ausge­
führten Waren oder in Anbetracht der

Ausfuhrmärkte, als Voraussetzung für die
Zahlung der Erstattung zusätzlich zu
dem Nachweis, daß das Erzeugnis das
geographische Gebiet der Gemeinschaft
verlassen hat, den Nachweis fordern, daß
das Erzeugnis in ein drittes Land einge­
führt worden ist und, gegebenenfalls, un­
ter welchen Bedingungen die Einfuhr
stattgefunden hat".

Die Erwägungsgründe der Verordnung
machen die Funktion der Vorschrift klar:

Sie soll es erlauben, Mißbräuchen entge­
genzutreten, die im Erstattungsrecht
nicht ausgeschlossen werden können.
Das sind zum einen Mißbräuche, die mit
dem Verhältnis Erstattungssatz/Abschöp­
fungssatz zusammenhängen, d. h. Fälle
— die Klägerin nannte dies „Kreisver­
kehr" —, in denen es zu einer mit Hilfe
der Erstattung subventionierten, vorüber­
gehenden Ausfuhr und anschließend zu
einer Wiedereinfuhr mit geringerer Bela­
stung kommt. Das sind zum anderen
Mißbräuche, die die Eigenschaften der
Waren erlauben, dort nämlich, wo die
Erstattung höher ist als Herstellungsko­
sten und Fracht und deshalb ein Absatz

in einem anderen Land gar nicht gesucht
wird. Darüber hinaus kommen aber auch,
entgegen der Ansicht der Klägerin, Miß­
bräuche im Zusammenhang mit nach
Bestimmungsgebieten differenzierten Er­
stattungssätzen in Betracht. Das macht
der ausdrückliche Hinweis auf die „Aus-
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fuhrmärkte" in Artikel 4 deutlich. Der

Artikel 4 ist also durchaus, was übrigens
auch die in Artikel 8 enthaltene Verwei­

sung klar zeigt, eine Vorschrift von allge­
meiner Tragweite.

Nach Wortlaut und System des Erstat­
tungsrechts hat man diese Vorschrift da­
hin zu verstehen, daß sie bei Vorliegen
von Zweifeln und entsprechenden An­
haltspunkten in bezug auf die korrekte
Anwendung des Erstattungsrechts dazu
berechtigt, den Nachweis der Einfuhr in
ein anderes Land, von der vorhin schon
als einem wesentlichen Erfordernis die

Rede war, d. h. den Nachweis der Über­
führung in den freien Verkehr, zu verlan­
gen. Sie berechtigt ferner dazu, weitere
Nachforschungen über die Umstände der
Einfuhr anzustellen und entsprechende
Beweise zu fordern, wenn entgegen der
Erfahrungsregel angenommen werden
kann, daß eine Einfuhr nicht zum
Zwecke der Vermarktung erfolgt.

Bezogen auf die Ausfuhr nach Bestim­
mungsgebieten mit differenzierter Erstat­
tung kann dies aber sinnvollerweise nicht
bedeuten, daß der Nachweis der Einfuhr
in irgendein Drittland genügt. Trotz der
allgemeinen Formulierung des Artikels 4,
die gewählt wurde, weil er für alle Erstat­
tungsfälle zu gelten hat, muß er vielmehr
im Falle der Festsetzung differenzierter
Erstattungssätze so verstanden werden,
daß der Nachweis der Einfuhr in das

maßgebende Bestimmungsgebiet und der
Nachweis der Bedingungen einer sol­
chen Einfuhr gefordert werden kann. Tat­
sächlich läßt sich mit der Kommission

sagen, auf diese Weise sei der Artikel 6
Absatz 2 der Verordnung Nr. 876/68 nä­
her erläutert worden. Die zusammenfas­

sende Betrachtung dieser beiden Vor­
schriften macht vollends klar, was schon
nach dem System der Erstattungsrege­
lung naheliegt, nämlich, daß das Bestim­
mungsgebiet im Sinne des Artikels 6 der
Verordnung Nr. 876/68 nur erreicht ist
mit der Einfuhr in dieses Gebiet.

4. Mit diesen Erläuterungen dürften aus­
reichende Anhaltspunkte für die Behand-

lung der im Ausgangsverfahren aufgewor­
fenen Probleme gegeben sein. Nach ih­
nen ist klar, daß für die Beantwortung
der wesentlichen Frage, ob nämlich eine
Einfuhr in das Bestimmungsland stattge­
funden hat, ob also dessen Markt erreicht
worden ist, allein objektive Merkmale aus­
schlaggebend sind. Deshalb erscheint es
mir auch nicht erforderlich, noch auf die­
jenigen Bestandteile der Vorlagefragen
einzugehen, in denen von Kenntnissen
und Absichten des Exporteurs sowie von
Vereinbarungen die Rede ist, die der Ex­
porteur getroffen hat.

5. Zu behandeln ist allerdings noch ein
letzter Punkt, die Gültigkeit des Artikels
4 der Verordnung Nr. 1041/67. Dabei
kann ich mich jedoch verhältnismäßig
kurz fassen, wurde diese Frage doch al­
lein von der Klägerin des Ausgangsverfah­
rens in ihren schriftlichen Bemerkungen,
nicht aber vom vorlegenden Gericht in
seinem Vorlagebeschluß aufgeworfen —
wahrscheinlich weil es nach allen Fakto­

ren, die bekanntgeworden sind, keinen
Anlaß dazu sah.

Zweifel an der Gültigkeit der genannten
Vorschrift sollen nach Ansicht der Kläge­
rin unter verschiedenen Gesichtspunkten
möglich sein. Sie ist einmal der Mei­
nung, die in Artikel 4 enthaltene Ermäch­
tigung sei nicht präzis und bestimmt ge­
nug; außerdem habe die Kommission die
Behandlung der in Artikel 4 angeschnitte­
nen Frage nicht den Mitgliedstaaten über­
lassen dürfen, sondern selbst eine genaue
Regelung dazu treffen müssen. Weiterhin
ist nach der Auffassung der Klägerin un­
klar — mit der Folge der Nichtigkeit —,
ob die Ermächtigung für die Erstattungs­
behörden gilt oder für die Mitgliedstaaten
selbst und deshalb Maßnahmen der Re­

gierungen oder der gesetzgebenden Kör­
perschaften verlangt. Darüber hinaus
bemängelt die Klägerin, daß der Zeit­
punkt nicht festgelegt worden sei, bis zu
dem zusätzliche Nachweise gefordert wer­
den können. Endlich meint sie noch, die
Verweisung in Artikel 4 auf Artikel 8
könne dahin verstanden werden, daß im
Falle der Forderung zusätzlicher Nach-
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weise die Kommission unterrichtet wer­
den müsse. Es sei aber nicht vollkom­
men klar — und auch das stelle einen

gravierenden Mangel dar —, ob die Un­
terrichtung der Kommission eine zusätz­
liche Tatbestandsvoraussetzung darstelle.

Zu diesen Argumenten ist im einzelnen
folgendes zu bemerken:
Was die angeblich fehlende Bestimmt­
heit des Artikels 4 angeht, so kann mei­
nes Erachtens offenbleiben, ob insofern
Maßstäbe zu gelten haben, wie sie vom
deutschen Bundesverfassungsgericht für
Ermächtigungen zu normativen Maßnah­
men festgelegt worden sind. Für Vor­
schriften von der Art des Artikels 4 ist

einmal wesentlich, daß es nicht möglich
war, die in Betracht kommenden Sachver­
halte erschöpfend anzuführen und genau
zu kennzeichnen. Zum anderen ist für

die Anwendung der Vorschrift tatsäch­
lich die in ihr enthaltene Bezugnahme
auf typische Mißbrauchsfälle und die
Kenntnis des systematischen Rahmens,
in den sie gestellt ist, ausreichend.

Bezüglich der Frage, ob die Kommission
die Ausgestaltung der Beweispraxis den
Mitgliedstaaten überlassen konnte, ist si­
cher der Hinweis auf Artikel 4 Absatz 2

verfehlt, da es in ihm eindeutig darum
geht, nach welchem Verfahren der in
Absatz 1 vorgesehene Nachweis zwin­
gend vorgeschrieben werden kann.
Ebenso verfehlt ist es nach meiner Über­

zeugung, in diesem Zusammenhang auf
das Urteil der Rechtssache 23/75 (EuGH
30. Oktober 1975 — Rey Soda/Cassa
Conguaglio Zucchero, Slg. 1975, 1279)
hinzuweisen. Tatsächlich darf nicht ver­

gessen werden, daß es in dem genannten
Verfahren um einschneidendere Vor­

gänge ging, nämlich um die Bestimmung
zahlungspflichtiger Unternehmen und
die Berechnung des Umfangs einer Ab­
gabe, um Vorgänge zudem, für die aus­
drücklich vorgesehen war, daß sie im Ver­
waltungsausschußverfahren zu regeln
seien. Demgegenüber handelt es sich in
Artikel 4 nur um das Problem der kon­

kreten Ausgestaltung von Nachweisen im
Erstattungsrecht in Zweifelsfällen; diese

Ausgestaltung hat außerdem im Rahmen
einer Regelung zu erfolgen, nach deren
Sinn außer Zweifel steht, daß die Ver­
marktung im Bestimmungsgebiet wesent­
liche Voraussetzung für die Entstehung
des Erstattungsanspruches ist.

Entgegen der Ansicht der Klägerin halte
ich es ferner nicht für schädlich — jeden­
falls kann in diesem Zusammenhang
nicht von Ungültigkeit gesprochen wer­
den —, daß nicht ausdrücklich bestimmt
worden ist, ob die Ermächtigung in Arti­
kel 4 für die Erstattungsstellen oder für
die Mitgliedstaaten als solche gilt.

Ein Gleiches ist anzunehmen im Hin­

blick auf die Tatsache, daß in Artikel 4
der Zeitpunkt nicht festgelegt worden ist,
bis zu dem zusätzliche Nachweise gefor­
dert werden können. Nach dem erkenn­

baren Sinn der Regelung ist wesentlich,
daß Exporteure, die eine Erstattung bean­
spruchen wollen, für das Vorliegen der
notwendigen Voraussetzungen, also auch
für die Vermarktung in einem Gebiet, für
das besondere Erstattungssätze gelten, zu
sorgen haben. Geschieht dies in zuverläs­
siger Form, so macht die Beibringung
eines entsprechenden Nachweises keine
besonderen Schwierigkeiten, und zwar
selbst dann nicht, wenn sie erst nach Ab­
schluß des Exportgeschäftes, d. h. zu
einem Zeitpunkt verlangt wird, in dem
der Exporteur nicht mehr die Verfügungs­
möglichkeit über die Ware hat.

Endlich dürfte auch das Problem der Un­

terrichtung der Kommission, falls eine
solche Verpflichtung dem Artikel 8 zu
entnehmen ist, keine Schwierigkeiten be­
reiten. Offensichtlich dient sie nur zur

Information; sie soll der Kommission
Kenntnis geben von der Ausgestaltung
der Verwaltungspraxis und sie eventuell
in die Lage versetzen, für eine Vereinheit­
lichung zu sorgen. Dagegen liegt der Ge­
danke fern, die Unterrichtung der Kom­
mission sei Voraussetzung für die Wirk­
samkeit der Forderung zusätzlicher Nach­
weise. Wie man aus einer eventuell in
diesem Punkte bestehenden Unklarheit
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auf die Ungültigkeit der Vorschrift schlie­
ßen will, sehe ich jedenfalls nicht.

Sollte es der Gerichtshof für erforderlich

halten, in seinem Urteil auf das soeben

behandelte Problem einzugehen, so wäre
also festzuhalten, daß im Verfahren keine
Gründe sichtbar geworden sind, die ge­
gen die Gültigkeit des Artikels 4 der Ver­
ordnung Nr. 1041/67 sprechen.

6. Nach alledem kann auf die vom Finanzgericht Hamburg vorgelegten Fra­
gen wie folgt geantwortet werden:

a) Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1041/67 ist eine Vorschrift von all­
gemeiner Tragweite, d. h. sie erfaßt auch Fälle, in denen Erstattungsbeträge
nach Bestimmungsgebieten unterschiedlich festgesetzt worden sind.

b) Für die Anwendung differenzierter Erstattungsbeträge ergänzt der Artikel 4
der Verordnung Nr. 1041/67 den Artikel 6 der Verordnung Nr. 876/68. Er
stellt klar, daß unter „Erreichen des Bestimmungsgebietes" die Einfuhr in
das Bestimmungsgebiet zu verstehen ist. Dabei ist Einfuhr die zollrechtlich
wirksame, unwiderrufliche Überführung in den freien Verkehr, denn erst
sie eröffnet den Zugang zum Markt im Sinne des Erstattungsrechts.

c) Die Frage, ob der Markt des Bestimmungsgebietes erreicht wird, ist nach
objektiven Merkmalen zu beurteilen, d. h. es kommt auf Kenntnisse, Ab­
sichten und Vereinbarungen der beteiligten Händler grundsätzlich nicht
an. Erfolgt die Ausfuhr an ein im Bestimmungsland ansässiges Unterneh­
men, so kann dies ein Indiz dafür sein, daß die Ware im Bestimmungsland
vermarktet wird.
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